
und nötigenfalls eigene unrichtige Auffas­
sungen korrigieren.

Funktion und Aufbau der Staatsanwalt­
schaft bringen es mit sich, daß ausnahms­
weise auch bei antragsgemäßer Entschei­
dung Protest eingelegt wird. Das kann der 
Fall sein, wenn der verantwortliche Staats­
anwalt nachträglich zu einer anderen Über­
zeugung gelangt oder wenn er von seinem 
Vorgesetzten Staatsanwalt die Weisung zur 
Protesteinlegung erhält. Dabei entspricht es 
dem Berufsethos des Staatsanwalts, in sol­
chen Fällen in der Begründung des Protestes 
seinen eigenen Anteil am Zustandekommen 
dieser Entscheidung nicht zu übergehen.

Mit dem Protest kann der Staatsanwalt 
zugleich die strafrechtliche und die auf den 
Schadenersatz bezogene Entscheidung an­
fechten. Beschränkt er die Anfechtung je­
doch auf die Entscheidung über den Scha­
denersatz, so kommt die Beschwerde gemäß 
§ 310 zur Anwendung.

Der Protest kann auch vom übergeord­
neten Staatsanwalt eingelegt werden.

Dem Angeklagten (§ 283 Abs. 1) als dem 
durch das Urteil unmittelbar Betroffenen, 
steht zur Durchsetzung seiner Interessen, 
insbesondere seines Rechts auf Mitwirkung 
und Verteidigung das Recht zu, gegen das 
Urteil sein Rechtsmittel, die Berufung, ein­
zulegen.

Der Verteidiger (§ 284 Abs. 1) berät den 
Angeklagten über die Rechtsmitteleinlegung 
und ihre Aussichten. Dabei geht er von den 
Interessen des Angeklagten aus. In Wahr­
nehmung der Rechte des Angeklagten kann 
er für diesen das Rechtsmittel einlegen,, ohne 
daß es dazu einer ausdrücklichen Vollmacht 
bedarf. Da die Rechtsmitteleinlegung die In­
teressen des Angeklagten berührt (die ma­
teriellen Wirkungen des Urteils wie auch die 
Auslagen des Rechtsmittel Verfahrens), darf 
der Verteidiger das Rechtsmittel nicht gegen 
den ausdrücklichen Willen des Angeklagten 
einlegen. Der Verteidiger bzw. Beistand 
eines jugendlichen Angeklagten hat dagegen 
ein selbständiges Rechtsmittelrecht. Er kann 
das Rechtsmittel auch gegen den Willen des 
Jugendlichen einlegen. Damit werden die 
objektiven Interessen des jugendlichen An­
geklagten im besonderen Maße geschützt, 
und unvernünftigen Haltungen wird entge­
gengewirkt.

Dem gesetzlichen Vertreter des Ange­
klagten (§ 284 Abs. 2) steht das selbständige 
Recht zu, ein Rechtsmittel unabhängig vom 
Willen des Angeklagten einzulegen, wenn er 
gemäß § 68 als Beistand im Verfahren ge­
gen einen volljährigen Angeklagten zugelas­
sen worden ist.

Das Rechtsmittelrecht der Eltern oder 
sonstigen Erziehungsberechtigten eines ju­
gendlichen Angeklagten (§ 284 Abs. 2) leitet 
sich aus ihrer Verantwortung ab, die sie für 
die Erziehung des Jugendlichen und bei der 
Mitwirkung im Strafverfahren gemäß §§21 
und 70 tragen.

Kein Rechtsmittelrecht gegen Urteile 
haben der gesellschaftliche Ankläger und 
der gesellschaftliche Verteidiger, der Vertre­
ter des Kollektivs und die Organe der Ju­
gendhilfe. Sie sind von der Entscheidung 
weder unmittelbar betroffen und beschwert, 
noch haben sie eine Aufsichtsfunktion. Hal­
ten sie das Urteil für fehlerhaft und anfech­
tungswürdig, können sie sich an den Staats­
anwalt mit der Anregung wenden, seiner­
seits zu prüfen, ob zur Durchsetzung der ge­
sellschaftlichen Interessen die Einlegung 
seines Protestes erforderlich ist.

Aus den gleichen Gründen hat auch der 
Geschädigte kein Recht, den strafrecht­
lichen Teil eines Urteils anzufechten. Ge­
gen die im Strafurteil getroffene Entschei­
dung über den Schadenersatz steht ihm da­
gegen das Recht der Beschwerde zu (§ 310). 
Insoweit werden seine Interessen unmittel­
bar berührt, und kann er auch beschwert 
sein. Wurde Protest oder Berufung einge­
legt, wird das Beschwerdeverfahren mit dem 
Berufungs- und Protestverfahren verbunden. 
Der Geschädigte kann sich stets am Verfah­
ren zweiter Instanz beteiligen (§ 292). Wur­
den jedoch weder Protest noch Berufung 
eingelegt, entfällt die Verbindung mit dem 
Strafverfahren, und die Beschwerde gegen 
die Entscheidung über den Schadenersatz 
wird dem zuständigen zweitinstanzlichen 
Zivil- oder Arbeitsrechtssenat überwiesen.

11.2.2.2.
Die Rechtsmittelfrist
Dem Staatsanwalt und dem Angeklagten 
muß Zeit zu gründlicher Überlegung und 
Entscheidung über die Einlegung ihres 
Rechtsmittels gegeben werden. Im Intef
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